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Geschichte kompakt

Das Interesse an Geschichte wächst in der Gesellschaft unserer Zeit. His-
torische Themen in Literatur, Ausstellungen und Filmen finden breiten Zu-
spruch. Immer mehr junge Menschen entschließen sich zu einem Studium der
Geschichte, und auch für Erfahrene bietet die Begegnung mit der Geschichte
stets vielfältige, neue Anreize. Die Fülle dessen, was wir über die Vergangenheit
wissen, wächst allerdings ebenfalls: Neue Entdeckungen kommen hinzu, ver-
änderte Fragestellungen führen zu neuen Interpretationen bereits bekannter
Sachverhalte. Geschichte wird heute nicht mehr nur als Ereignisfolge verstan-
den, Herrschaft und Politik stehen nicht mehr allein im Mittelpunkt, und die
Konzentration auf eine Nationalgeschichte ist zugunsten offenerer, verglei-
chender Perspektiven überwunden.

Interessierte, Lehrende und Lernende fragen deshalb nach verlässlicher
Information, die komplexe und komplizierte Inhalte konzentriert, übersicht-
lich konzipiert und gut lesbar darstellt. Die Bände der Reihe „Geschichte kom-
pakt“ bieten solche Information. Sie stellen Ereignisse und Zusammenhänge
der historischen Epochen der Antike, des Mittelalters, der Neuzeit und der
Globalgeschichte verständlich und auf dem Kenntnisstand der heutigen For-
schung vor. Hauptthemen des universitären Studiums wie der schulischen
Oberstufen und zentrale Themenfelder der Wissenschaft zur deutschen, euro-
päischen und globalen Geschichte werden in Einzelbänden erschlossen. Beige-
fügte Erläuterungen, Register sowie Literatur- und Quellenangaben zum Wei-
terlesen ergänzen den Text. Die Lektüre eines Bandes erlaubt, sich mit dem be-
handelten Gegenstand umfassend vertraut zu machen. „Geschichte kompakt“
ist daher ebenso für eine erste Begegnung mit dem Thema wie für eine Prü-
fungsvorbereitung geeignet, als Arbeitsgrundlage für Lehrende und Studie-
rende ebenso wie als anregende Lektüre für historisch Interessierte.

Die Autorinnen und Autoren sind in Forschung und Lehre erfahrene Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler. Jeder Band ist, trotz der allen gemein-
samen Absicht, ein abgeschlossenes, eigenständiges Werk. Die Reihe „Ge-
schichte kompakt“ soll durch ihre Einzelbände insgesamt den heutigen Wis-
sensstand zur deutschen und europäischen Geschichte repräsentieren. Sie ist
in der thematischen Akzentuierung wie in der Anzahl der Bände nicht festge-
legt und wird künftig um weitere Themen der aktuellen historischen Arbeit er-
weitert werden.

Kai Brodersen
Martin Kintzinger
Uwe Puschner
Volker Reinhardt

In der Geschichte,

wie auch sonst,

dürfen Ursachen nicht

postuliert werden,

man muss sie suchen.

(Marc Bloch)





I. Die Gründung der Bundesrepublik 1949

Überblick

Die zweite deutsche Republik unterschied sich in we-
sentlichen Punkten von der ersten: Bonn war nicht

Weimar. Das lag sowohl an den internationalen Rahmen-
bedingungen wie an den politischen Richtungsentschei-
dungen der ersten Bundesregierung. Konrad Adenauer
legte den Grundstein der Kanzlerdemokratie. Wirt-
schaftspolitische Schlüsselentscheidungen waren die von
Ludwig Erhard forcierte Aufhebung der Preisbindung
wichtiger Güter und Dienstleistungen, die von den Ame-

rikanern durchgesetzte Währungsreform und die Einbin-
dung der Bundesrepublik in den Marshallplan, die wich-
tige psychologische Effekte hatte. Sie legten die Funda-
mente für das sogenannte Wirtschaftswunder. Die SPD
bestimmte die Geschicke der frühen Bundesrepublik un-
ter ihrem charismatischen Parteichef Kurt Schumacher
aus der Opposition heraus mit, indem sie einen demo-
kratischen Gegenentwurf zur Regierungspolitik formu-
lierte.

3.–11.2.1945 Konferenz von Jalta (Roosevelt, Churchill, Stalin)

7./8.5.1945 Deutsche Kapitulation in Reims und in Berlin-Karlshorst

17. 7.–2.8.1945 Potsdamer Konferenz (Truman, Churchill/Attlee, Stalin)

6.9.1946 Byrnes-Rede in Stuttgart

1.1.1947 Offizieller Beginn der Bizone

12.3.1947 Verkündung der „Truman-Doktrin“

20.6.1948 Währungsreform in den drei Westzonen

3.4.1948 Inkrafttreten des Marshallplans

20.4.–2.6.1948 Londoner Sechs-Mächte-Konferenz über Deutschland

21.6.1948–12.5.1949 Berlin-Blockade

1.9.1948 Konstituierung des Parlamentarischen Rats in Bonn

23.5.1949 Verkündung des Grundgesetzes: Konstituierung der Bundesrepublik Deutschland

14.8.1949 Wahlen zum 1. Bundestag

7.9.1949 Konstituierende Sitzungen von Bundestag und Bundesrat

15.9.1949 Wahl Adenauers zum 1. Bundeskanzler

21.9.1949 Inkrafttreten des Besatzungsstatuts für die Bundesrepublik



1. Deutschland und der Kalte Krieg

a) Von der Potsdamer Konferenz zur Bizone

Die Wurzeln des amerikanisch-sowjetischen Gegensatzes reichten bis zur russischen Okto-
berrevolution zurück. Erst nach dem gemeinsamen Sieg über Nazi-Deutschland jedoch spitzte
sich der Antagonismus derart zu, dass er alle anderen politischen Erwägungen überlagerte. In der
zweiten Hälfte der vierziger Jahre wurde immer deutlicher, dass die Vereinigten Staaten und die
Sowjetunion unvereinbare Schlussfolgerungen aus der neuen Lage in Europa zogen. Die Amerika-
ner hatten im Verlauf des Zweiten Weltkriegs ihre traditionelle außenpolitische Strategie aufgege-
ben, sich nicht in europäische Angelegenheiten einzumischen. An die Stelle des Isolationismus
trat die Überzeugung, jede Macht, die ganz Europa dominiere, bedrohe auch die USA tödlich.
1941 führte diese Überlegung zu einem informellen, später zu einem förmlichen Bündnis mit
Großbritannien und Russland gegen das nationalsozialistische Deutschland. Nach dem Sieg über
Hitler zog die US-Führung aus den gleichen Prinzipien andere Konsequenzen. Nun sah sie in der
Eindämmung des ehemaligen sowjetischen Verbündeten zunehmend das wichtigste Ziel amerika-
nischer Politik. Die Bedrohung, die man in den USA wahrnahm, ging freilich nicht allein von der
Sowjetunion aus, sondern ebenso sehr von den Folgen des Krieges in Europa. Die Vertreibung
ganzer Bevölkerungsgruppen, die Zersplitterung von Familien und andere soziale Auflösungser-
scheinungen bereiteten nach amerikanischer Ansicht den Boden für eine Ausbreitung des Sozialis-
mus nicht nur in Ost-, sondern auch in Mittel- und Westeuropa. Dem galt es durch die Errichtung
stabiler politischer und ökonomischer Verhältnisse entgegenzuwirken.

Die bolschewistische Führung unter Stalin leitete aus dem Sieg über Deutschland andere
Schlussfolgerungen ab. In ihrer Sicht hatte die UdSSR den größten Beitrag zum Sieg über den Na-
tionalsozialismus geleistet. Sie hatte allein in der Schlacht um Stalingrad so viele Soldaten verloren,
wie die USA im gesamten Kriegsverlauf. Insgesamt waren etwa 27 Mio. sowjetische Soldaten und
Zivilisten im Krieg ums Leben gekommen. Das verlangte nach Schutzmaßnahmen für die Zukunft
und nach Zeit zum Wiederaufbau. Hinzu kam, dass den westlich-kapitalistischen Verbündeten in
Stalins ideologischer Weltsicht langfristig nicht zu trauen war. Der Gegensatz zwischen Kommu-
nismus und Kapitalismus bestimmte seiner Meinung nach weiterhin die Außenpolitik der Staaten.
Dies legte den Gedanken nahe, nicht nur die Gebietsverluste, die Russland im Ersten Weltkrieg
vom Baltikum bis Bessarabien erlitten hatte, rückgängig zu machen, sondern auch eine eigene Ein-
flusszone in Ost- und Ostmitteleuropa zu schaffen und sie mit Hilfe pro-sowjetischer Regime ab-
zusichern. Eine sowjetisch dominierte Zone im europäischen Osten würde nicht nur Sicherheit
vor Deutschland gewähren, sondern langfristig, nach dem erwarteten Abzug der USA, auch Ein-
flussmöglichkeiten in Mittel- und Westeuropa eröffnen.

Die Spannungen zwischen den Siegermächten hatten Auswirkungen auf ihre Deutschland-
politik. Zunächst überwog die Auffassung, das besiegte Deutschland aufzuteilen, unter strikte
Kontrolle zu stellen und als machtstaatliches Zentrum auszuschalten. Auf der Konferenz von Tehe-
ran 1943 sprachen sich sowohl Stalin als auch US-Präsident Franklin D. Roosevelt (1882–1945)
und der britische Premierminister Winston Churchill (1874–1965) für eine Zerstückelung des
Landes aus. Frankreich unter Charles de Gaulle (1890–1970), das zu diesem Zeitpunkt noch nicht
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dem Kreis der Siegermächte angehörte, machte sich für eine Abtrennung der Rheinlande und des
Ruhrgebiets sowie für eine Dezentralisierung Restdeutschlands stark.

Nicht zuletzt aufgrund des zunehmenden Misstrauens unter den Alliierten wurden diese
Pläne in den Folgejahren revidiert. V.a. Churchill und die britische Regierung begannen schon
1944 von den Aufteilungsplänen Abstand zu nehmen, weil sie zu der Einsicht gelangt waren, dass
ein einheitliches Deutschland vonnöten sei, um das zu erwartende Übergewicht der Sowjetunion
auf dem Kontinent auszubalancieren. Auf der Konferenz von Jalta im Februar 1945 hintertrieb
Großbritannien die von Stalin vorgeschlagene Diskussion über eine Zerstückelung des Kriegsgeg-
ners. Der sowjetische Diktator selbst schwenkte wenig später ebenfalls auf eine gesamtdeutsche
Lösung um. Auf diese Weise wollte er vermeiden, dass die Westmächte einen dominierenden Ein-
fluss in der Mitte Europas gewännen. Zugleich galt es aus seiner Sicht, den Zugriff auf das Ruhrge-
biet und dessen Industrie zu sichern, was für die Lösung der enormen sowjetischen Wiederaufbau-
probleme wichtig war.

Stichwort

Stalin (1878–1953), eigentlich Iossif Wissarionowitsch Dschugaschwili, stammte aus Georgien und ge-
hörte seit 1917 dem Politbüro der russischen Bolschewiki an. Nach Lenins Tod gelang es ihm, seine Kon-
kurrenten einen nach dem anderen auszuschalten und unumschränkte Macht als Diktator zu gewinnen.
Er sicherte seine Position durch rücksichtslose Vernichtung tatsächlicher und vermeintlicher Gegner in
allen Bereichen der Gesellschaft. Diese fand ihren Höhepunkt im Ausbau eines verzweigten Netzes von
Straf- und Arbeitslagern und in den „Säuberungen“ der dreißiger Jahre, in deren Verlauf Millionen Men-
schen ermordet wurden. Stalins erbarmungloser Industrialisierungspolitik fielen ebenfalls Millionen So-
wjetbürger zum Opfer. In der Außenpolitik schloss er im Sommer 1939 einen Nichtangriffspakt mit Hitler
ab, der auf der Aufteilung Polens beruhte und den deutschen Angriff im September 1939 erleichterte.
Nach dem deutschen Überfall auf die UdSSR 1941 ging er ein Bündnis mit Großbritannien ein und
kämpfte im Verein mit den Westmächten gegen Deutschland. Der Sieg im „Großen Vaterländischen
Krieg“ ermöglichte Stalin den weiteren Ausbau des Kults um seine Person. In den Jahren 1945 bis 1953
befand er sich auf dem Höhepunkt seiner Macht.

Im Sommer 1945 vereinbarte man auf der Konferenz von Potsdam eine Aufteilung Deutsch-
lands in vier Besatzungszonen und einigte sich mühsam auf Grundregeln einer gemeinsamen Be-
satzungspolitik. Die Ansichten über die Konkretisierung dieser Bestimmungen sowie die generelle
Ausrichtung der Politik im besetzten Deutschland liefen jedoch in der Folgezeit immer weiter aus-
einander. Anfangs schien Frankreich, das an der Konferenz nicht teilgenommen, den Potsdamer
Beschlüssen aber im Nachhinein zugestimmt hatte, der größte Störfaktor zu sein. Es hielt an der
Idee einer Aufteilung Deutschlands fest, beharrte auf Grenzkorrekturen im Westen, die Abtren-
nung des Rheinlands, Westfalens sowie des Ruhrgebietes und arbeitete auf eine Angliederung des
Saargebiets an Frankreich hin. Die französischen Vertreter widersetzten sich zunächst konsequent
der Errichtung zentraler deutscher Verwaltungsstellen.

Der eigentliche Bruch verlief jedoch zwischen den drei Westmächten und der Sowjetunion.
Diese nutzte den Hinweis auf die französische Obstruktionspolitik, um in ihrer eigenen Zone Ver-
änderungen durchzusetzen, auf die man deutsche Exil-Kommunisten in Moskau vorbereitet hatte.
Im September 1945 führte die Sowjetische Militäradministration in Deutschland (SMAD) mit
Hilfe der deutschen Kommunistischen Partei (KPD) eine Bodenreform durch, die allen Groß-
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grundbesitz über hundert Hektar entschädigungslos enteignete. Es folgten der Aufbau einer be-
waffneten „Volkspolizei“, die Verstaatlichung der Schwer- und Schlüsselindustrien, eine Schulre-
form zur „Brechung des bürgerlichen Bildungsprivilegs“ sowie schließlich im April 1946 die
Zwangsfusionierung der KPD mit der sozialdemokratischen Partei (SPD) zur Sozialistischen Ein-
heitspartei Deutschlands (SED). Obwohl ein Mehrparteiensystem, das demjenigen in den Westzo-
nen ähnelte, offiziell erhalten blieb, erfolgte unter dem Deckmantel der antifaschistischen Ein-
heitsfront eine allmähliche Gleichschaltung der Parteien und die Etablierung einer Parteidiktatur
der SED.

Diese Entwicklung erschien den USA und Großbritannien umso bedrohlicher, als sie zum
Verhalten der Sowjetunion in Ost- und Südosteuropa zu passen schien. Besonders wichtig für die
beginnende strategische Umorientierung der Vereinigten Staaten wurde das Lange Telegramm, das
der Botschaftsrat an der US-Botschaft in Moskau, George F. Kennan (1904–2005), im Februar
1946 an das amerikanische Außenministerium schickte.

Stichwort

Langes Telegramm

In seinem Langen Telegramm beschrieb Kennan, der sich seit Anfang 1945 für ein Ende der Zusammen-
arbeit mit der Sowjetunion ausgesprochen hatte, die UdSSR als eine von ihrer polizeistaatlichen Struktur
und ihrer asiatischen Tradition her notwendigerweise misstrauische und aggressive Macht. Sie sei darauf
aus, „die innere Harmonie unserer Gesellschaft, unsere traditionellen Lebensgewohnheiten und das in-
ternationale Ansehen unseres Staates zu zerstören“. Moskau bediene sich dabei sowohl militärisch-poli-
tischen Drucks als auch der subversiven Agitation kommunistischer Parteien oder – wenn die Aussichten
auf Erfolg groß genug erschienen – offener militärischer Intervention. Kennans Schlussfolgerung lau-
tete, dass Kompromissbereitschaft von der Sowjetführung als Einladung zur weiteren Ausdehnung ihrer
Macht verstanden werde. Nur eine Politik der Stärke würde respektiert. Die westliche Welt müsse des-
wegen unter amerikanischer Führung stabilisiert werden. Zwei Wochen später dehnte der Diplomat
seine Analyse in einem zweiten Telegramm auf die sowjetische Deutschlandpolitik aus. Als deren Ziel
glaubte er den Aufbau einer „antifaschistischen deutschen Republik“ und langfristig eines sozialisti-
schen deutschen Staates nach sowjetischem Vorbild zu erkennen.

Kennans Ausführungen legten den Grundstein zur amerikanischen Politik der Eindämmung
der UdSSR, die unter der Bezeichnung containment policy bekannt wurde. Auch in Großbritan-
nien bereitete man sich inzwischen auf die Möglichkeit einer Teilung Deutschlands in eine sowje-
tisch dominierte und eine westliche Zone vor. Lediglich US-Außenminister James F. Byrnes
(1897–1972) hielt zunächst an der Idee einer gemeinsamen Besatzungspolitik fest und bemühte
sich, Kompromisslösungen mit der UdSSR zu erreichen. Erst nach dem Scheitern dieser Pläne auf
der Pariser Außenministerkonferenz im Frühjahr 1946 schwenkte auch er auf die neue Linie ein.
Bestärkt wurde dieser Entschluss durch eine Denkschrift, die der stellvertretende US-Militärgou-
verneur in Deutschland, Lucius D. Clay (1897–1978), in Paris vorlegte. Darin hieß es, nach einjäh-
riger Besatzung seien die verschiedenen Zonen „zu luftdichten Territorien geworden, nahezu ohne
jeden Austausch von Waren, Personen und Ideen“. Es könne jeden Moment „zu einer galoppie-
renden Inflation mit einer Lähmung des Wirtschaftslebens kommen“. Als Ausweg schlug Clay die
wirtschaftliche Vereinigung der amerikanischen mit der britischen Zone vor.
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Der US-Vorschlag zur wirtschaftlichen Vereinigung der Besatzungszonen, den Byrnes noch
vor Ende der Konferenz unterbreitete, richtete sich formal gesehen an alle Besatzungsmächte – in
der Praxis kam jedoch nur eine Fusion mit der britischen, später womöglich auch mit der fran-
zösischen Zone in Betracht. Ende Juli nahm die britische Regierung das amerikanische Angebot
an. Zum 1. Januar 1947 trat die Bizone, die Keimzelle der späteren Bundesrepublik, ins Leben. In
einer programmatischen Rede in Stuttgart im September 1946 legte der US-Außenminister dar,
welche Implikationen die Gründung der Bizone mit sich brachte: die baldige Bildung einer „vor-
läufigen deutschen Regierung“ und den Aufbau der „notwendigen deutschen Zentralverwal-
tungskörper“. Das amerikanische Volk wolle dem deutschen Volk die Regierung seines Landes
zurückgeben, schloss Byrnes: „Das amerikanische Volk will dem deutschen Volk helfen, seinen
Weg zurückzufinden zu einem ehrenvollen Platz unter den freien und friedliebenden Nationen
der Welt.“

b) Blockbildung und Berlin-Blockade

Das Scheitern der Zusammenarbeit der Weltkriegsalliierten in Deutschland verdeutlichte,
dass die Spannungen zwischen der Sowjetunion und den Westmächten eine neue Qualität er-
reicht hatten. An die Stelle des latenten Konflikts trat die offene Konfrontation. Das traditionelle
europäische Staatensystem, dies wurde immer deutlicher, war im Zweiten Weltkrieg untergegan-
gen und wurde zunehmend durch die neue weltpolitische Konstellation zweier antagonistischer
Blöcke in Ost und West ersetzt. Stalin konnte nicht nur seine Position in Ostdeutschland absi-
chern, sondern brachte darüber hinaus kommunistische Regimes in Polen, Rumänien und Bulga-
rien an die Macht. In Ungarn und der Tschechoslowakei arbeitete er auf kommunistische Staats-
streiche hin, die 1948 stattfanden. Gleichzeitig versuchte der Diktator die sowjetische Einfluss-
zone in Richtung der Türkei und Griechenlands auszudehnen. Er meldete Ansprüche auf die
Grenzgebiete um die Städte Ardahan und Kars im armenischen Hochland der Nordost-Türkei
an, die bis 1917 bzw. 1920 zu Russland gehört hatten. Im griechischen Bürgerkrieg kämpften
kommunistische Partisanen gegen die zurückgekehrte Exilregierung, die von britischen Verbän-
den unterstützt wurde.

Die Blockbildung von westlicher Seite verlief auf mehreren Ebenen. Die kommunistischen
Parteien schieden aus den breit gefächerten Koalitionen aus, die sich nach Kriegsende in Frank-
reich, Italien und Belgien gebildet hatten. Nachdem klar geworden war, dass Großbritannien seine
Positionen in Griechenland und der Türkei nicht halten konnte, entschloss sich die US-Regierung
zu einem direkten Engagement jenseits des Atlantiks. Die kommunistische Bürgerkriegspartei in
Griechenland wurde mit US-Unterstützung schärfer bekämpft, und der türkischen Regierung
wurden in einem Hilfsabkommen amerikanische Waffenlieferungen und Kredite gewährt. Im
März 1947 verkündete Präsident Truman vor dem US-Kongress, die weltpolitische Landschaft sei in
zwei Lager aufgeteilt: in die freie Welt und die totalitäre Welt. Jede Nation müsse wählen, zu wel-
chem Lager sie gehören wolle, lautete seine als „Truman-Doktrin“ bekannt gewordene Botschaft.
Die Aufgabe der USA sei es, die freien Völker – vorwiegend wirtschaftlich und finanziell – zu un-
terstützen, damit das von der Sowjetunion geführte totalitäre Lager den Status quo nicht erschüt-
tere.
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Stichwort

Harry S. Truman (1884–1972) war soeben erst amerikanischer Vize-Präsident unter Roosevelt gewor-
den, als er nach dessen Tod am 12. April 1945 unerwartet zum 33. Präsidenten der USA avancierte. Zu
diesem Zeitpunkt war der Demokrat aus Missouri, der seinen Heimatstaat zwischen 1934 und 1944 im
US-Senat vertreten hatte, ein weitgehend unbeschriebenes Blatt. Viele unterschätzten ihn zunächst we-
gen seiner schlichten Sprache und seines einfachen Auftretens, die gegenüber der Eloquenz und Ele-
ganz seines Vorgängers abzufallen schienen. Doch Truman strafte die Skeptiker Lügen. Er ging als einer
der bedeutendsten und tatkräftigsten US-Präsidenten des 20. Jahrhunderts in die Geschichte ein und
bewies vor allem in der Außenpolitik, dass er umstrittene Entscheidungen nicht scheute. Im August
1945 beendete er durch den Einsatz der Atombombe den Krieg mit Japan im Pazifik und damit den
Zweiten Weltkrieg, in dem er bis zum Schluss die Zusammenarbeit mit der UdSSR fortsetzte. 1946/47
entschied er, der Sowjetunion in Europa entgegenzutreten, und suchte zu diesem Zweck ein Bündnis
mit den demokratischen Staaten Westeuropas . Auf diese Weise wurde er zum Vater der NATO und zum
Begründer eines dauerhaften Engagements der USA in Europa. In der Innenpolitik bemühte sich der
1948 wiedergewählte Truman, der bis 1953 Präsident blieb, Roosevelts Erbe durch eine Fortführung der
moderat staatsinterventionistischen, auf sozialen Ausgleich bedachten Wirtschaftspolitik fortzusetzen.

Trumans Erklärung blieb von sowjetischer Seite nicht unbeantwortet. Sechs Monate später
teilte Andrej Shdanow (1896–1948), ein Vertrauer Stalins, die Welt ebenfalls in zwei antagonisti-
sche Lager ein: das imperialistische unter Führung der USA und das antiimperialistische der sozia-
listischen Staaten. Shdanow hielt seine Rede auf der Gründungskonferenz des Kominform (Infor-
mationsbüro der kommunistischen und Arbeiterparteien), das im September 1947 auf Stalins Ini-
tiative in Schreiberhau im Erzgebirge ins Leben gerufen wurde. Es war die Nachfolgeorganisation
der Kommunistischen Internationale (Komintern), die Stalin 1943 im Interesse seines Bündnisses
mit den Westmächten aufgelöst hatte. Beide Organisationen dienten in der Praxis dazu, die Hege-
monie und Kontrolle der sowjetischen kommunistischen Partei (KPdSU) gegenüber den kommu-
nistischen Parteien anderer Länder sicherzustellen.

Sowohl Truman als auch Shdanow zogen aus ihrer Analyse der weltpolitischen Situation den
Schluss, das eigene Lager müsse sich fester zusammenschließen, um den bedrohlichen Einfluss der
anderen Seite einzudämmen. Die US-Regierung entschloss sich, den Wiederaufbau Europas durch
amerikanische Hilfsmaßnahmen zu unterstützen und voranzutreiben. „Ohne schnelle und gründ-
liche Hilfe der Vereinigten Staaten“, schrieb ein Unterstaatssekretär im State Department 1947,
„wird Europa von wirtschaftlicher, sozialer und politischer Auflösung überwältigt werden.“ Das
wichtigste Mittel, mit dessen Hilfe die USA diesen Auflösungserscheinungen entgegenarbeiten
und eine Weltwirtschaftskrise mit ihren unberechenbaren Auswirkungen auf Europa und Ame-
rika verhindern wollten, war der Marshallplan. Er trug dazu bei, die Zusammenarbeit zwischen den
Staaten Westeuropas zu stärken und die Anfänge der westeuropäischen Integration zu beschleuni-
gen. Die Amerikaner hatten Wert darauf gelegt, ihre Wirtschaftshilfe nicht jedem Land einzeln zu
gewähren. Vielmehr forderten sie als europäische Vorleistung die Einigung auf ein gemeinsames
Wirtschaftsprogramm sowie das fortgesetzte Bemühen um wirtschaftspolitische Kooperation.

Die Staaten, die am Marshallplanprogramm teilnehmen wollten, griffen diese Initiative auf
und gründeten nach längeren Querelen im Frühjahr 1948 die „Organization for European Econo-
mic Cooperation“. Die OEEC hatte drei Aufgaben: Sie sollte erstens – als Gegenstück zur amerika-
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nischen Marshallplan-Behörde – das Programm in Europa koordinieren und durchführen. Zwei-
tens diente sie der Beseitigung von Handelsschranken, der Herabsetzung von Zöllen und der Ab-
schaffung anderer Hindernisse für einen freien Handel innerhalb Westeuropas. Die dritte Aufgabe
bezog sich auf die Liberalisierung des Zahlungsverkehrs in Europa. Die OEEC sollte dafür sorgen,
dass Währungen konvertibel und stabile Wechselkurse eingerichtet wurden. In Bezug auf die Ent-
wicklung in Deutschland hatte der Marshallplan einen weiteren – indirekten – Effekt. Die Ameri-
kaner gingen davon aus, dass wirtschaftliche Hilfe nicht genüge, um den ökonomischen Wieder-
aufbau der deutschen Westzonen zu erreichen. Ebenso wichtig war ihrer Meinung nach eine
Währungsreform als flankierende Maßnahme (siehe unten Kap. I.3.b)), wenn der zu gründende
Weststaat auf einer soliden Basis stehen sollte. Gegen sowjetischen Widerstand fochten sie die Re-
form im Juni 1948 durch und ersetzten in den Westzonen die Reichsmark durch ein neues Zah-
lungsmittel: die D-Mark. Moskau reagierte, indem es seinerseits eine Währungsreform für die So-
wjetische Besatzungszone (SBZ) und ganz Berlin anordnete. Nachdem Verhandlungen der Vier
Mächte über eine gemeinsame Währung in Berlin – die sog. Bären-Mark – gescheitert waren, führ-
ten die Westalliierten die DM auch in Berlin ein.

Stichwort

Marshallplan

Über die Marshallplanhilfe ließen die USA Westeuropa bis Ende 1952 insgesamt 14 Mrd. $ zukommen –
meist in Form von Warenlieferungen. Den größten Anteil erhielten Großbritannien (3,4 Mrd.), Frankreich
(2,8 Mrd.) und Italien (1,5 Mrd.); die deutschen Westzonen und Berlin erhielten insgesamt 1,4 Mrd. Für
die Westintegration der deutschen Westzonen war der Marshallplan von entscheidender Bedeutung,
basierte er doch auf der Erkenntnis, dass die europäische nicht ohne die deutsche Wirtschaft – insbeson-
dere nicht ohne das Ruhrgebiet – wieder aufgebaut werden konnte. Westdeutschland wurde deswegen
ganz bewusst in das Programm einbezogen. Seinen Namen verdankte der Plan seinem Initiator George
C. Marshall (1880–1959), der 1947 als Nachfolger von Byrnes Außenminister geworden war. Zuvor hatte
Marshall von 1939 bis 1945 als Generalstabschef den Ausbau der amerikanischen Streitkräfte und die
strategischen Planungen der USA geleitet. Nach seinem Abschied vom State Department 1949 war
Marshall, der 1953 den Friedensnobelpreis erhielt, von 1951 bis 1952 Verteidigungsminister. Clay, der
voller Bewunderung für ihn war, sagte später einmal, die Größe Marshalls habe darin bestanden, dass er
in Milliarden dachte, wo das übrige Washington nur in Millionen rechnete, um Europa zu sanieren.

Dies wiederum veranlasste die Sowjetunion im Juni 1948, den Westteil Berlins von der Au-
ßenwelt abzuschnüren. Ab dem 21. Juni blockierte sie alle Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverbin-
dungen zwischen Berlin und den Westzonen. Die Stromversorgung wurde ebenfalls gekappt. Nur
die Luftverkehrswege blieben unangetastet. Zunächst begründeten die sowjetischen Stellen die
Unterbrechung mit „technischen Schwierigkeiten“. Wenig später ließen sie jedoch durchblicken,
die technischen Probleme würden so lange anhalten, bis der Westen seine Pläne für eine westdeut-
sche Regierung begraben hätte.

Die Sowjetunion verfolgte mit der Blockade West-Berlins zwei Ziele: Zunächst sollten die
USA und Großbritannien gezwungen werden, zu den Potsdamer Vereinbarungen über eine ge-
meinsame Vier-Mächte-Verantwortung für ganz Deutschland zurückzukehren. Sollte sich dies als
nicht durchsetzbar erweisen, wollte man den Westen wenigstens zwingen, West-Berlin aufzuge-
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ben, das als Insel mitten in der SBZ lag. Die Amerikaner, für die nicht nur ihre Rechte in Berlin,
sondern auch ihre Glaubwürdigkeit in Deutschland und Europa auf dem Spiel standen, erwogen
zwei verschiedene Reaktionen auf die sowjetische Herausforderung. Der politische Planungsstab
im State Department entwickelte unter der Leitung Kennans ein Konzept, demzufolge die UdSSR
und der Westen einen beiderseitigen Truppenabzug aus Deutschland vereinbaren und die Wieder-
herstellung eines unabhängigen gesamtdeutschen Staates aushandeln sollten. „Wir könnten dann
ohne Prestigeverlust aus Berlin abziehen“, hieß es in einem Memorandum vom August 1948, „und
die Bevölkerung der Westsektoren würde nicht unter sowjetische Herrschaft fallen, weil die Russen
die Stadt ebenfalls verlassen würden.“ Eine entgegengesetzte Position vertrat General Clay, der da-
vor warnte, in Berlin Nachgiebigkeit zu zeigen. „Nach Berlin wird Westdeutschland kommen, und
unsere Machtstellung ist dort nicht größer und unsere Position nicht haltbarer als in Berlin“, hatte
er bereits im April düster bemerkt. „Wenn wir der Ansicht sind, dass wir Europa gegen den Kom-
munismus halten müssen, dann dürfen wir uns nicht vom Fleck rühren.“ Statt einer Neutralisie-
rung Deutschlands, wie das Außenministerium sie erwog, befürwortete Clay ein Festhalten an den
Weststaatsplänen und eine Versorgung der Stadt über eine Luftbrücke – eine Position, mit der er
sich schließlich bei Präsident Truman durchsetzte.

Stichwort

Luftbrücke

Fast ein Jahr lang – vom Juni 1948 bis zum Mai 1949 – hing das Schicksal der Berliner Bevölkerung von
der sog. Luftbrücke der Westmächte und den Flügen der alliierten „Rosinenbomber“ ab. Diese brachten
in mehr als 270000 Flügen fast zwei Mio. Tonnen Versorgungsgüter nach Berlin: Kohle, Lebensmittel,
Industriegüter, sogar Bauteile für ein Kraftwerk. Während dieser Zeit veränderte sich nicht nur das Image
der Westmächte in Deutschland. Auch das amerikanische Bild, wenn nicht von den Deutschen insge-
samt, so doch von Berlin und den Berlinern wandelte sich: Aus der Hauptstadt des „Dritten Reiches“
wurde ein „Bollwerk der Freiheit“, ein Symbol des Selbstbehauptungswillens der „freien Welt“ im Kampf
gegen die Sowjetunion.

Während die Sowjetunion versuchte, die Westmächte in Berlin zur Aufgabe zu zwingen, liefen
in den deutschen Westzonen die Vorbereitungen für die Gründung der Bundesrepublik auf Hoch-
touren. Schon im März 1948 hatten die USA und Großbritannien auf der Londoner Sechs-
Mächte-Konferenz die zunächst widerstrebenden Benelux-Staaten und Frankreich dazu gebracht,
einer Umwandlung der westdeutschen Wirtschaftszone in einen regelrechten Staat zuzustimmen.
Vier Monate später riefen die Besatzungsmächte in Frankfurt am Main die elf westdeutschen Mi-
nisterpräsidenten zusammen – zu diesem Zeitpunkt die einzigen demokratisch legitimierten Ver-
treter des deutschen Volkes –, um ihnen die Beschlüsse von London mitzuteilen. Jeder der drei
Militärgouverneure verlas in seiner Muttersprache ein Dokument. Clay gab Richtlinien für die
Verfassung des künftigen Staates bekannt, die die Deutschen selbst ausarbeiten sollten. Sir Brian
Robertson (1896–1974), der Brite, verkündete die Prinzipien einer Neuordnung der Länder. Der
Franzose Pierre Koenig (1898–1970) trug Grundzüge eines Besatzungsstatuts vor, das die Rechte
der Siegermächte in Deutschland regeln würde. Alle drei machten deutlich, dass sie diese „Frank-
furter Dokumente“ für ein großzügiges Angebot hielten.
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Die Ministerpräsidenten waren jedoch keineswegs nur erfreut. Zwar boten die Dokumente
den Deutschen die Chance, ihre Zukunft selbst mitzugestalten – freilich unter strikter Aufsicht der
Alliierten. Zugleich fürchteten die deutschen Politiker aber, die Teilung des Landes zu zementie-
ren, wenn sie das in den Dokumenten Festgeschriebene umsetzten. Entsprechend hinhaltend rea-
gierten sie zunächst. Die Bedenkenträger setzten sich aber nicht durch. V.a. amerikanischer Druck
sorgte dafür, dass noch im August ein Sachverständigenausschuss, der sog. Herrenchiemseer Ver-
fassungskonvent, zusammentrat, um im Auftrag der Ministerpräsidenten den Entwurf einer pro-
visorischen Verfassung – des „Grundgesetzes“ – zu erarbeiten. Am 1. September kam dann in
Bonn der Parlamentarische Rat zusammen, dem die weitere Verfassungsarbeit oblag. Der Rat tagte
und beriet neun Monate lang – immer wieder unterbrochen von den Besatzungsmächten, die
durch Memoranden und Verbindungsoffiziere eingriffen. Am 12. Mai 1949 genehmigten die drei
alliierten Militärgouverneure das Grundgesetz. Am selben Tag gab die Sowjetunion nach elf Mo-
naten die Zufahrtswege nach Berlin wieder frei. Stalin gestand damit sein Scheitern ein. Die so-
wjetische Aktion hatte die Gründung des Weststaates verhindern oder zumindest die Westmächte
aus Berlin vertreiben sollen. Stattdessen hatte sie das Gegenteil bewirkt. Die Gründung der Bun-
desrepublik war nicht mehr aufzuhalten, und die Präsenz der westlichen Alliierten in Berlin be-
stand fort.

Es wäre ein Fehler anzunehmen, dass 1949 die dauerhafte Teilung Deutschlands absehbar ge-
wesen sei. Viele rechneten mit kurzlebigen Provisorien. Wer glaube, von nun an würden die bei-
den Teile Deutschlands getrennte Wege gehen, sitze einem gefährlichen Irrtum auf, konnte man
anlässlich der Gründung der DDR am 7. Oktober in der britischen Zeitschrift Observer lesen:
„Niemand hat zu irgendeinem Zeitpunkt einer Teilung Deutschlands zugestimmt oder sie still-
schweigend akzeptiert, weder die Westalliierten noch die Russen noch die Deutschen. Die Bonner
Regierung betrachtet sich nicht als Regierung Westdeutschlands, und die von den Russen geför-
derte Regierung, die sich nun in Ost-Berlin formiert, versteht sich auch nicht als Regierung Ost-
deutschlands. Beide erheben den Anspruch Gesamtdeutschland zu vertreten. … Auch die Masse
des deutschen Volkes, das sich rapide aus der Erstarrung nach der Niederlage erholt, denkt keinen
Moment daran, sich mit dem Gedanken an eine geteilte Nation abzufinden.“

c) Bonn ist nicht Weimar

Nationen, deren Geschichte durch Umbrüche, Verfassungswechsel und den Sturz politischer
Regimes gekennzeichnet ist, stehen vor der Notwendigkeit, mit Namen und Begriffen Ordnung zu
schaffen. In Frankreich, wo man die Republiken nummeriert, begann 1958 die fünfte. In Deutsch-
land setzte sich die Verbindung mit Städtenamen durch. Das thüringische Weimar, von Februar
bis September 1919 Tagungsort der verfassunggebenden Nationalversammlung, verschaffte der
ersten deutschen Republik ihren Namen. Das Universitätsstädtchen Bonn, wo der Parlamentari-
sche Rat zusammenkam und später Regierung und Parlament des westdeutschen Teilstaates ihren
Sitz nahmen, avancierte zum Synonym für die Bundesrepublik zwischen 1949 und 1990. Die Be-
zeichnung „Bonner Republik“ wurde zwar erst im Rückblick populär – nach der Wiedervereini-
gung, dem Umzug der Bundesregierung an die Spree und dem Beginn der „Berliner Republik“.
Der Begriff ist jedoch mehr als ein bloßes Konstrukt von Historikern. Bereits Zeitgenossen spra-
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